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6 E Verordnung 
betreffend die Beſtellung eines Staats beauftragten für die Bau⸗ und Siedlungs⸗Genoſſenſchaften. 
Vom 14. Januar 1936. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 69 und 84 ſowie des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 

Zur Förderung der Belange der Bau⸗ und Siedlungsgenoſſenſchaften wird ein Staatsbeauftragter 
(Staatskommiſſar) ernannt. 

Der Staatsbeauftragte iſt berechtigt, von den Bau- und Siedlungsgenoſſenſchaften Auskünfte jeder 
Art zu verlangen, die Bücher und Schriften einzuſehen, die Genoſſenſchaftskaſſe und die ſonſtigen Be⸗ 
ſtände zu prüfen ſowie ihnen hinſichtlich der Art der Geſchäftsführung Richtlinien zu erteilen. 

Der Staatsbeauftragte hat das Recht, an ſämtlichen Sitzungen des Vorſtandes, des Auffſichts⸗ 
rats und der Generalverſammlung der Bau⸗ und Siedlungsgenoſſenſchaften teilzunehmen; ihm oder 
ſeinen Beauftragten iſt jederzeit das Wort zu erteilen. Er kann ſelbſt die Einberufung von Vorſtands⸗, 
Aufſichtsrats⸗ und Generalverſammlungen unter Wahrung der in der Satzung vorgeſchriebenen Friſten 
beantragen. 

8 2 

Der Staatsbeauftragte iſt ferner berechtigt, ſoweit ein ſachliches Bedürfnis bei den einzelnen Ge⸗ 
noſſenſchaften beſteht, die dem Vorſtand und Aufſichtsrat der Genoſſenſchaft obliegenden Rechte und 
Pflichten ſelbſt zu übernehmen oder dieſe von ihm zu beſtellenden Beauftragten zu übertragen; die Be⸗ 
ſtellung kann er jederzeit widerrufen. 

Die Einberufung von Generalverſammlungen und die Feſtſetzung der Tagesordnung bedarf in 
dieſem Falle der Zuſtimmung des Beauftragten. 

Die Beſtellung und der Widerruf des Beauftragten iſt im Genoſſenſchaftsregiſter einzutragen. 

8 3 

Die durch die Beſtellung des Staatsbeauftragten entſtehenden Koſten trägt die Freie Stadt 
Danzig; ſoweit ſeitens des Staatsbeauftragten für die einzelnen Genoſſenſchaften Beauftragte beſtellt 
werden, trägt die dadurch entſtehenden Koſten die betreffende Genoſſenſchaft. Die Höhe dieſer Koſten 
bedarf der Genehmigung durch den Staatsbeauftragten. 

8 4 


Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. Sie tritt mit dem Ablauf des 31. Dezember 
1936 außer Kraft. 


Danzig, den 14. Januar 1936. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Huth 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 22. 1. 1936.) 
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Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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